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Vorbemerkungen 
 
Im vorliegenden Statistischen Bericht wird über die Ergebnisse der Personalstandstatistik am  
30. Juni 2001 informiert. In dieser Veröffentlichung wird der Personalstand der Gemeinden und 
Gemeindeverbände nach Einzelplänen bzw. Aufgabenbereichen dargestellt. 
 
Rechtsgrundlage  
 
Gesetz über die Statistiken der öffentlichen Finanzen und des Personals im öffentlichen Dienst 
(Finanz- und Personalstatistikgesetz - FPStatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
8. März 2000 (BGBl. I S. 206), in Verbindung mit dem Bundesstatistikgesetz (BStatG)  
vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462, 565), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom  
2. August 2000 (BGBl. I S. 1253). 
 
Methodische Hinweise 
 
Die Personalstandstatistik wird jährlich mit Stand 30. Juni erhoben und erfragt folgende Merkma-
le in Form von Einzeldatensätzen je Beschäftigten auf maschinell auswertbaren Datenträgern: 

- Geburtsmonat und -jahr, 
- Geschlecht, 
- Art, Umfang und Dauer des Dienst- oder Arbeitsvertragsverhältnisses, 
- Laufbahngruppe, Einstufung, Dienst- oder Lebensaltersstufe, Ortszuschlagsstufe 

oder Stufe des Familienzuschlags, Bruttobezüge des Berichtsmonats, 
- Dienstort sowie bei den in einem Dienstverhältnis stehenden Personen den Wohnort 

und den Aufgabenbereich. 
 

Bei Berichtsstellen, die dieses Verfahren nicht anwenden können, werden die Daten mit Erhe-
bungsvordruck für Einzeldatensätze erfasst. 
 
Zum Personalbestand gehören alle Beschäftigten, die am 30. Juni 2001 in einem unmittelbaren 
Dienst- bzw. Arbeitsvertragsverhältnis zur Berichtsstelle standen und in der Regel Gehalt, Ver-
gütung oder Lohn aus den Haushaltsmitteln dieser Stelle bezogen. Erfasst wurden alle Beam-
ten, Angestellten und Arbeiter, einschließlich der Beschäftigten in Ausbildung, mit Zeitvertrag 
und die ABM-Kräfte. 
 
Den vorliegenden Auswertungen wurde der Gebietsstand vom 30. Juni 2001 zu Grunde gelegt. 
Für die Berechnungen des Personalbestandes je 1000 Einwohner wurde der Bevölkerungsstand 
vom 30. Juni 2001 herangezogen. Im ersten Tabellenteil erfolgte die Berechnung mit der Bevöl-
kerungszahl vom 30. Juni des jeweiligen Jahres. 
 
Für die Gliederung nach Einzelplänen bzw. Aufgabenbereichen gelten die Verwaltungsvorschrif-
ten zur Gemeindehaushaltsverordnung (Gliederungsplan für die Haushalte der Gemeinden und 
Gemeindeverbände), Runderlass des Ministers des Innern vom 23. Juni 1992 (Amtsblatt  
S. 1150), geändert durch Runderlass III Nr. 36/1994 vom 15. März 1994 (Amtsblatt S. 374). Die-
se Gliederung nach Aufgabenbereichen erfolgt in Übereinstimmung mit der Jahresrechnungs-
statistik und ermöglicht einen bundesweiten Vergleich der Stadt-, Landkreis-, Amts- und Ge-
meindeverwaltungen unabhängig von ihrem unterschiedlichen Organisationsaufbau. 
 
Die Veröffentlichung beinhaltet drei Tabellenteile. Der erste Tabellenteil zeigt die Entwicklung 
des Personalstandes nach Einzelplänen in einer Zeitreihe. Im zweiten Teil wird das Personal für 
den Beschäftigungsbereich “Brutto im Haushalt geführte Ämter, Einrichtungen und Unterneh-
men” dargestellt. Das sind die Beschäftigten der Verwaltung und ihrer nachgeordneten Einrich-
tungen der Gemeinden, Landkreise und Ämter. Der Teil 3 beinhaltet die Angaben zu den Be-
schäftigten der “Netto im Haushalt geführten Einrichtungen und Unternehmen”. Das sind die  
Eigenbetriebe der Gemeinden, Landkreise und Ämter. 
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Das Personal der Landkreise wird in zwei verschiedenen Formen dargestellt: 

- zum einen das Personal der einzelnen Kreisverwaltungen und deren nachgeordnete Ein-
richtungen 

- und zum anderen das Personal aller kreisangehörigen Gemeinden sowie der Amtsver-
waltungen der jeweiligen Landkreise ohne Kreisverwaltungen. 

 
Die Angaben für die Ämter beinhalten in der Regel das Personal der Amtsverwaltungen und der 
amtsangehörigen Gemeinden. Als Besonderheit gilt hierbei das Amt Werder. Für dieses Amt 
werden die Verwaltungsgeschäfte durch die amtsfreie Stadt Werder (Havel) durchgeführt. Da  
eine Trennung des Personals nach Stadtverwaltung und Amtsverwaltung nicht möglich ist,  
beinhalten die Angaben für die Stadt Werder (Havel) auch das Personal der Amtsverwaltung 
des Amtes Werder. 
Zur Kennzeichnung der Gebietskörperschaften wird abweichend von dem gültigen amtlichen 
Schlüssel für die Kreise und amtsfreien Gemeinden die zweistellige Kreisnummer und für die 
Ämter die zweistellige Kreisnummer und die Amtsnummer angegeben. 
 
Ergebnisse 
 
Im Bereich der „Brutto im Haushalt geführten Ämter, Einrichtungen und Unternehmen” waren  
45 161 Personen beschäftigt. Das sind 2 451 Personen weniger als 2000 und entspricht einem 
Rückgang von 5,1 Prozent. 
Ein Vergleich des Personals der kreisfreien Städte, der Landkreise, der amtsfreien Gemeinden 
und der Ämter zeigt die Personalentwicklung gegenüber dem Vorjahr. 
  

2000 2001 Entwicklung

um ... %

Kreisfreie Städte 7 290    6 765    -7,2
Landkreise (Kreisverwaltungen einschl. 
Einrichtungen) 12 685    12 270    -3,3

Amtsfreie Gemeinden 12 315    11 828    -4,0

Ämter (einschl. amtsangehörige Gemeinden) 15 322    14 298    -6,7

Zusammen 47 612    45 161    -5,1

Körperschaft

 
 
Der höchste Personalabbau im Vorjahresvergleich war in den kreisfreien Städten mit 7,2 Prozent 
zu verzeichnen. Danach folgen die Ämter, welche 6,7 Prozent weniger Beschäftigte meldeten. In 
den amtsfreien Gemeinden wurden 4,0 Prozent und in den Kreisverwaltungen 3,3 Prozent  we-
niger Beschäftigte gezählt. 
 
Von den 45 161 Beschäftigten arbeiteten 28 413 als Vollzeit- und 16 748 als Teilzeitkräfte. Im 
Vergleich zum Vorjahr wurden 2 138 Vollzeitkräfte und 313 Teilzeitkräfte weniger gezählt. Der 
Anteil der Teilzeitbeschäftigten an der Beschäftigtenzahl lag bei 37,1 Prozent. Im Vorjahr  wur-
den noch 35,8 Prozent ermittelt. Aufgrund von Haustarifverträgen meldeten einige Gemeinden 
fast alle Beschäftigten ihrer Verwaltung als Teilzeitkräfte. 
 
Die höchste Teilzeitquote von 49,5 Prozent wurde in den Ämtern und ihren amtsangehörigen 
Gemeinden ermittelt. Die amtsfreien Gemeinden beschäftigten 40 Prozent und die kreisfreien 
Städte 36,7 Prozent Teilzeitkräfte. Die Landkreise (Kreisverwaltungen einschl. Einrichtungen) 
meldeten mit 20,1 Prozent den geringsten Anteil an Teilzeitkräften. 
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Der Nachweis in den Einzelplänen bzw. Aufgabenbereichen erfolgte entsprechend der ausgeüb-
ten Tätigkeit der Beschäftigten. In der „Sozialen Sicherung“ waren 29,5 Prozent der Beschäftig-
ten (13 312) eingesetzt, in der „Allgemeinen Verwaltung“ 21,8 Prozent (9 823) und im Aufgaben-
bereich „Bau- und Wohnungswesen, Verkehr“ 12,1 Prozent (5 459). Auf die „Sicherheit und 
Ordnung“ entfielen 10,8 Prozent (4 867) der Beschäftigten. Diese Struktur veränderte sich ge-
genüber dem Jahr 2000 nur geringfügig. 
 
Der Vergleich mit dem Personalbestand des Vorjahres zeigt in allen Einzelplänen rückläufige 
Beschäftigtenzahlen. Der höchste Personalrückgang war in den Bereichen „Soziale Sicherung” 
mit 911 Beschäftigten und im Bereich „Wissenschaft, Forschung, Kulturpflege“ mit 470 Beschäf-
tigten zu verzeichnen. 
 
Je 1000 Einwohner waren insgesamt 17,4 Beschäftigte (11 Vollzeit- und 6 Teilzeitbeschäftigte) 
in den Brutto-Einrichtungen tätig. Im Jahr 2000 waren es noch 18,3 Beschäftigte je 1000 Ein-
wohner. Die kreisfreien Städte hatten einen durchschnittlichen Personalbestand von 17,5 Be-
schäftigten (11 Vollzeit- und 6 Teilzeitbeschäftigte) je 1000 Einwohner. In den Landkreisen 
(Kreisverwaltungen einschl. Einrichtungen) wurden 5,5 Beschäftigte (4 Vollzeit- und 1 Teilzeitbe-
schäftigter) ausgewiesen. Die amtsfreien Gemeinden zählten 11,9 Beschäftigte (7 Vollzeit- und 5 
Teilzeitbeschäftigte) und in den Ämtern (einschl. amtsangehörige Gemeinden) 11,7 Beschäftigte 
(6 Vollzeit- und 6 Teilzeitbeschäftigte) je 1000 Einwohner. 
 
Im Bereich der „Netto im Haushalt geführten Einrichtungen und Unternehmen” (Eigenbetriebe 
der Gemeinden/Gemeindeverbände) waren 2 294 Personen beschäftigt. Das sind 61 Personen 
mehr als 2000. Etwa 45 Prozent der Beschäftigten der Eigenbetriebe war im Einzelplan 4 „Sozia-
le Sicherung“ tätig. In dem Bereich „Wissenschaft, Forschung, Kulturpflege“ wurden 17 Prozent 
und in dem Bereich „Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung“ 16 Prozent der Mitarbeiter 
ausgewiesen. 
 
 

 

Beschäftigte der Gemeinden und Gemeindeverbände 1993 - 2001

- Brutto im Haushalt geführte Ämter, Einrichtungen und Unternehmen -
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